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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninfor-

mationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten 

Sie gerne! 

 

Mit steuerlichen Grüßen 
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1. Ein Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld kann nicht widerrufen werden 

Wer sich mit dem Gedanken trägt, einen Antrag auf Aufteilung einer Steuerschuld zu stellen, 

sollte wissen: Die Aufteilung der Gesamtschuld in Teilschulden ist unwiderruflich. So sieht es 

zumindest das Finanzgericht Baden-Württemberg. Eine höchstrichterliche Entscheidung steht 

noch aus. Gedanken über die Folgen machen. 

Hintergrund 

Der Kläger wurde mit seiner geschiedenen Ehefrau noch zusammenveranlagt. Er beantragte die Auf-

teilung der Einkommensteuerabschlusszahlung zur Beschränkung der Vollstreckung. Unter Berück-

sichtigung der jeweiligen Steuerabzugsbeträge ergab sich für ihn eine Nachzahlung von 1.503 EUR, 

für die geschiedene Ehefrau dagegen eine Erstattung von 1.037 EUR. 

Gegen den Aufteilungsbescheid legte der Kläger Einspruch ein und erklärte die Rücknahme des An-

trags. Das Finanzamt wies den Einspruch zurück. Seiner Ansicht nach sieht das Gesetz keine Mög-

lichkeit vor, den Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld wieder zurückzunehmen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht sah das genauso. Es entschied deshalb, dass das Finanzamt es zu Recht abge-

lehnt hatte, den Aufteilungsbescheid aufzuheben. Im Gesetz ist abschließend geregelt, unter welchen 

Voraussetzungen ein Aufteilungsbescheid geändert werden kann. Eine Aufhebung des Aufteilungsbe-

scheids ist dort jedoch nicht erwähnt und schon deshalb kann dem Rücknahmeantrag nicht entspro-

chen werden. 
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Da es sich bei dem Aufteilungsantrag um die Ausübung eines verwaltungsrechtlichen Gestaltungs-

rechts handelt, das sich rechtsgestaltend auf das Steuerschuldverhältnis auswirkt, ist es darüber hin-

aus gerechtfertigt, bei der Aufteilung der Gesamtschuld von einer Unwiderruflichkeit der Gestaltungs-

erklärung auszugehen. 

 

2. Sind Fahrschulen umsatzsteuerpflichtig? 

Besteht für die Erteilung von Fahrunterricht zum Erwerb der Fahrerlaubnisklassen B (Pkw-

Führerschein) und C1 eine Umsatzsteuerpflicht? Der Bundesfinanzhof hat so seine Zweifel. 

Deshalb hat er dem Europäischen Gerichtshof die Frage vorgelegt, ob Fahrschulen insoweit 

steuerfreie Leistungen erbringen. 

Hintergrund 

Die Klägerin betrieb als GmbH eine Fahrschule. Sie erteilte Unterricht zum Erwerb der Fahrerlaubnis-

klassen B und C1 (für Fahrzeuge bis 3.500 kg bzw. 7.500 kg). In den von ihr ausgestellten Rechnun-

gen wies sie keine Umsatzsteuer gesondert aus. Für das Jahr 2010 erklärte sie zunächst steuerpflich-

tige Umsätze, beantragte aber später, die Umsatzsteuer auf 0 EUR herabzusetzen. Diesen Antrag 

lehnte das Finanzamt ab. Sowohl der Einspruch als auch die Klage vor dem Finanzgericht hatten kei-

nen Erfolg. 

Die Finanzrichter waren der Ansicht, dass eine Steuerbefreiung nicht möglich ist, weil bei den Leistun-

gen im Zusammenhang mit den Fahrerlaubnisklassen B und C1 die Fahrerlaubnis nicht als Anerken-

nungsnachweis als berufsbildende Einrichtung in Betracht kommt. Die Befreiung scheitert insbesonde-

re daran, dass die GmbH ihre Leistungen unmittelbar an ihre Schüler erbringt. Darüber hinaus besteht 

die einheitliche Leistung aus der theoretischen Schulung und dem praktischen Fahrunterricht. Dabei 

handelt es sich nicht um begünstigten Schul- oder Hochschulunterricht. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hat dem Europäischen Gerichtshof einige Fragen zur Vorabentscheidung vorge-

legt, da er an der Rechtsauffassung des Finanzgerichts zweifelt. 

U. a. möchte der Bundesfinanzhof wissen, ob der Begriff des Schul- und Hochschulunterrichts den 

Fahrschulunterricht zum Erwerb der Fahrerlaubnisklassen B und C1 umfasst. 

Bisher gilt nach deutschem Recht, dass Unterrichtsleistungen zur Erlangung der genannten Fahrer-

laubnisse umsatzsteuerpflichtig sind. Mit seinem Vorabentscheidungsersuchen will der Bundesfinanz-

hof geklärt haben, ob der Fahrschulunterricht zum Erwerb der Fahrerlaubnisklassen B und C1 aus 

Gründen des Unionsrechts steuerfrei ist. Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs kommt es in Be-

tracht, dass sich die GmbH auf die MwStSystRL berufen kann. Bis zur Entscheidung des Europäi-

schen Gerichtshofs hat der Bundesfinanzhof das Verfahren ausgesetzt. 

 

3. 2 Arbeitszimmer in 2 Wohnungen: Kein doppelter Höchstbetrag 

Auch wer in mehreren Wohnungen mehrere häusliche Arbeitszimmer beruflich nutzt, darf den 

Höchstbetrag von 1.250 EUR nur einmal ansetzen. 

Hintergrund 

Der Kläger ist als Dozent selbstständig tätig und unterhält 2 Wohnsitze in E und O. In jeder Wohnung 

hat er sich ein häusliches Arbeitszimmer für seine berufliche Tätigkeit eingerichtet. In seiner Ge-

winnermittlung machte er Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer in der Wohnung in E von 

1.783 EUR und in der Wohnung in O von 791 EUR als Betriebsausgaben, insgesamt also 2.574 EUR, 

geltend. 

Jedoch erkannte das Finanzamt nur die Kosten für das Arbeitszimmer in der Wohnung E mit dem ge-

setzlichen Höchstbetrag von 1.250 EUR an. 

Die Klage vor dem Finanzgericht wurde abgewiesen. 

Entscheidung 

Ebenso blieb die Revision vor dem Bundesfinanzhof erfolglos. 
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Die Begründung der Richter: Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer, das nicht den Mittel-

punkt der betrieblichen/beruflichen Tätigkeit bildet, sind zwar abziehbar. Der Abzug ist jedoch der Hö-

he nach durch den Höchstbetrag von 1.250 EUR begrenzt – und zwar auch dann, wenn mehrere häus-

liche Arbeitszimmer genutzt werden. Denn der Höchstbetrag ist personenbezogen. Damit ist der Abzug 

unabhängig von der Zahl der tatsächlich genutzten häuslichen Arbeitszimmer auf 1.250 EUR pro Jahr 

beschränkt. 

Dies gilt nicht nur bei Nutzung zweier Arbeitszimmer im gleichen Haushalt oder für eine zeitlich gestaf-

felte Nutzung in 2 verschiedenen Haushalten (z. B. bei einem Umzug), sondern auch für den Fall, dass 

2 Arbeitszimmer parallel in verschiedenen Haushalten genutzt werden. Das Fehlen eines anderen Ar-

beitsplatzes begründet zwar die Erforderlichkeit eines häuslichen Arbeitszimmers. Eine Vervielfachung 

des Höchstbetrags lässt sich daraus jedoch nicht herleiten. 

 

4. Vermietung und Verpachtung: Betrugsschaden kann zu den Werbungskosten gehören 

Veruntreut ein Makler Aufwendungen, die zur Anschaffung eines Vermietungsobjekts hätten 

führen sollen, gehört der dadurch entstandene Schaden zu den Werbungskosten bei den Ein-

künften aus Vermietung und Verpachtung. 

Hintergrund 

Der Kläger beabsichtigte, ein Villengrundstück zu erwerben und teilweise zu vermieten. Der Immobili-

enmakler X spiegelte dem Kläger vor, von der Verkäuferin mit dem Verkauf beauftragt worden zu sein 

und verlangte die Übergabe des Kaufpreises in bar. Daraufhin übergab der Kläger im Jahr 2000 dem X 

3,5 Mio. DM als Kaufpreis, 400.000 DM als Provision und 100.000 US-$ als Handgeld in bar. X ver-

wendete das gesamte Geld jedoch für sich. Er wurde strafrechtlich belangt und zur Rückzahlung verur-

teilt. Der Kläger erwarb schließlich doch noch in 2000 das Grundstück und vermietete es ab 2003 teil-

weise. 

Den auf den vermieteten Gebäudeteil entfallenden Betrugsschaden machte der Kläger als vorab ent-

standene Werbungskosten bei seinen Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend. Sowohl 

das Finanzamt als auch das Finanzgericht lehnten dies ab. Denn ihrer Ansicht nach fehlte es an einer 

vertraglichen Verpflichtung gegenüber der Veräußerin und damit an einem objektiven Zusammenhang 

der Zahlungen mit den später erzielten Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied jedoch zugunsten des Klägers. Denn bei den Einkünften aus Vermie-

tung und Verpachtung können vorab entstandene Werbungskosten abgezogen werden, sobald sich 

der Steuerpflichtige endgültig entschlossen hat, durch Vermieten Einkünfte zu erzielen. Hat der Steu-

erpflichtige noch kein Objekt, muss sich die Absicht auch darauf richten, ein Objekt in absehbarer Zeit 

anzuschaffen oder herzustellen. 

Das Fehlen einer verbindlichen rechtlichen Grundlage schließt den wirtschaftlichen Zusammenhang 

der Aufwendungen mit der beabsichtigten Vermietung nicht aus. Voraussetzung für die Abziehbarkeit 

ist lediglich, dass sich der Steuerpflichtige endgültig zum Erwerb und zur Vermietung entschlossen hat. 

Daran besteht vorliegend kein Zweifel. Dass der Kläger das Objekt nach wenigen Monaten tatsächlich 

erworben hat, lässt darauf schließen, dass er von Anfang an zum Erwerb entschlossen war. 

 

5. Wärmezähler fehlt: Darf der Mieter deshalb die Heizkostenrechnung kürzen? 

Darf ein Mieter eine Abrechnung von Heizung und Warmwasser um 15 % kürzen, weil der Ver-

mieter die auf die Warmwasserversorgung entfallende Wärmemenge nicht mit einem Wärme-

zähler erfasst hat? Das Landgericht Berlin sagt nein. 

Hintergrund 

Der Vermieter hatte in der Betriebskostenabrechnung u. a. die Heiz- und Warmwasserkosten abge-

rechnet. Der Vermieter rechnete nach Verbrauch ab, allerdings war entgegen der Heizkostenverord-

nung die auf die Warmwasserversorgung entfallene Wärmemenge nicht mittels eines Wärmezählers 
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erfasst worden. Die Mieter verlangen deshalb eine Kürzung der Kosten für Heizung und Warmwasser 

um 15 %. Der Vermieter lehnte eine Rückzahlung ab. 

Entscheidung 

Das Landgericht entschied, dass die Mieter keine Rückzahlung verlangen können, da ihnen kein Kür-

zungsrecht zusteht. 

In den Fällen, in denen die Kosten der Versorgung mit Wärme oder Warmwasser entgegen den Vor-

schriften der Heizkostenverordnung nicht verbrauchsabhängig abgerechnet worden sind, ist der Nutzer 

berechtigt, diese Kosten anteilig um 15 % zu kürzen. Die Voraussetzungen für eine Kürzung sind hier 

jedoch nicht erfüllt. Ein Kürzungsrecht entsteht nämlich nur, wenn entgegen der Vorschriften der Heiz-

kostenverordnung verbrauchsunabhängig abgerechnet wird, nicht aber wenn die Abrechnung aus 

sonstigen Gründen fehlerhaft ist. 

Zwar mag der verbrauchsabhängige Teil der Abrechnung den Vorgaben der Heizkostenverordnung 

nicht entsprechen. Das ändert jedoch nichts daran, dass die Abrechnung trotzdem verbrauchsabhän-

gig erfolgt ist. Die Abrechnung wird durch den Formverstoß nicht zu einer verbrauchsunabhängigen 

Abrechnung. 


